
Niederschrift 
über die 60. Sitzung des Stadtrates Wörth a. Main am 17. April 2019 

Zu der Sitzung waren alle Stadträte ordnungsgemäß geladen. Erschienen sind der Erste Bürger-
meister und 14 Stadtratsmitglieder. Stadträtin Zethner und Stadtrat Ferber fehlten entschuldigt 

Ferner waren anwesend:   Frau Graetsch, Frau Kasap (TOP 4) 
                Herr Farrenkopf (TOP 4) 
                Herr Hörnig, Herr Schuck (TOP 5) 
                VR Heinz Firmbach, Stadtkämmerer 
                VOI Thomas Mechler 
                VR A. Englert, Protokollführer 

Die Sitzung war öffentlich von TOP 1 - 11, nichtöffentlich ab TOP 12 und dauerte von 19.00 Uhr 
bis 22.40 Uhr. Soweit nicht anders vermerkt, wurden die Beschlüsse einstimmig gefaßt. 
 

1. Bürgerfragestunde 

Auf Anfrage von Herrn Karl-Heinz Hörnig teilte Bgm. Fath mit, daß vor dem Café Land-
straße 8 Tische und Stühle in dem Umfang aufgestellt werden dürfen, der auch schon 
dem Vorbesitzer genehmigt worden war. Die den Gehweg übermäßig einengenden Blu-
men sollen jedoch entfernt werden. 

2. Genehmigung der Niederschrift über die Stadtratssitzung am 27.03.2019 

Der Stadtrat beschloß, die Niederschrift über die Stadtratssitzung am 27.03.2019 zu ge-
nehmigen.  

3. Kindergartenbedarfsplanung für das Betriebsjahr 2019/2020 

Nach dem Ergebnis der Bedarfsabfrage ist im kommenden Betriebsjahr mit folgender 
Belegung der beiden Kindertagesstätten zu rechnen: 

Die drei Krippengruppen sind bei 36 Plätzen zum 01.09.2019 mit 36 Kindern (zu den 
Kernzeiten am Vormittag) zu 100% und zum 31.08.2020 mit 24 Kindern zu 67% ausge-
lastet. Das vergangene Jahr hat gezeigt, dass vermehrt Abschlüsse von Krippenverträ-
gen im Laufe des Jahres erfolgen. Eine Aufnahme weiterer Krippenkinder ist erst ab Fe-
bruar 2020 wieder möglich. Das Bedeutet, die drei Krippengruppen werden im Bu-
chungsjahr 2019/2020 komplett ausgelastet sein. Die Auslastung der Krippengruppen 
verdeutlicht den Bedarf einer zusätzlichen 4. Krippengruppe. 

Die sechs Kindergartengruppen sind bei 150 Plätzen zum 01.09.2019 mit 115 Kindern 
(zu den Kernzeiten am Vormittag) zu 77% und zum 31.08.2020 mit 151 Kindern zu 
101% ausgelastet. Die Auslastung der Gruppen verdeutlicht den Bedarf der vorüberge-
hend eingerichteten 4. Kindergartengruppe in der KiTa II. Ferner ist zu überdenken eine 
zusätzliche 7. Kindergartengruppe einzurichten, da momentan eine Aufnahme weiterer 
Kinder während des Kindergartenjahres nicht möglich ist.  

Durch die neuerschlossenen Baugrundstücke im Gartenquartier, wie auch im Theresi-
enwohnpark, ist mit dem Zuzug von Familien zu rechnen. Es ist zu gewährleisten, dass 
auch noch unterjährig Kinder von zuziehenden Familien aufgenommen werden können.  

Der Stadtrat beschloß, die Bedarfsplanung der Kindertageseinrichtungen für das Be-
triebsjahr 2019/2020 zu billigen. 

4. Erweiterung der Kinderbetreuungskapazitäten - Grundsatzentscheidung für Anbau 
oder Neubau 

Für die nach den Ergebnissen der Bedarfsplanung notwendige Erweiterung der Kinder-
betreuungskapazitäten haben die Verwaltung und das Büro Johann+Eck verschiedene 
Varianten planerisch und kostenmäßig untersucht. Das Ergebnis wurde den Stadtrats-
mitgliedern in einer ausführlichen Übersicht vorgestellt. Zusammengefaßt ergibt sich 
folgendes Bild: 
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Variante 1  
Neubau KiTa an der Bayernstraße (3 Gruppen) 
Gesamtkosten:                                2.790.000 € 
Zuwendungen:                                1.720.100 € 
Eigenmittel:                                  1.069.900 € 
Jährliche Folgekosten:                               441.700 € 

Variante 2 
Anbau an die KiTa „Kleine Strolche“ (3 Gruppen) 
Gesamtkosten:                                2.505.000 € 
Zuwendungen:                                1.359.200 € 
Eigenmittel:                                  1.145.800 € 
Jährliche Folgekosten:                               445.300 € 

Variante 3 
Anbau an die KiTa „Kleine Strolche“ (2 Gruppen + 1 Gruppe Option) 
Gesamtkosten:                                2.195.000 € 
Zuwendungen:                                   958.300 € 
Eigenmittel:                                  1.236.700 € 
Jährliche Folgekosten:                               264.800 € 

Variante 4 
Anbau an die KiTa „Kleine Strolche“ (2 Gruppen + ohne Option) 
Gesamtkosten:                                1.965.000 € 
Zuwendungen:                                   958.300 € 
Eigenmittel:                                  1.006.700 € 
Jährliche Folgekosten:                               253.700 € 

Variante 5 
Neubau an der Kurmainzer Straße“ (2 Gruppen + 1 Gruppe Option) 
Gesamtkosten:                                2.095.000 € 
Zuwendungen:                                1.006.400 € 
Eigenmittel:                                  1.088.600 € 
Jährliche Folgekosten:                               257.600 € 

Schon in seiner Sitzung am 27.03.2019 hatte der Stadtrat erkennen lassen, daß eine 
dreigruppige Lösung angestrebt werden soll, ohne jedoch einen förmlichen Beschluß 
hierzu zu fassen. Dem Auftrag des Stadtrats aus dieser Sitzung hat die Verwaltung noch 
folgende zusätzliche Aspekte bearbeitet: 

 Ermittlung der Kosten für eine Nachbesserung der unzureichenden Funktionsräume 
in der bestehenden KiTa „Kleine Strolche“: ca. 300.000 €. Grundlage hierfür ist die 
Kostenermittlung für die ähnliche gelagerte Nachbesserung von Funktionsräumen in 
der KiTa „Rasselbande“, die vom Büro Johann & Eck mit 200.000 € beziffert wurde. 

 Ermittlung der Kosten für die Ausstattung des Außengeländes im Falle eines Neu-
baus an der Bayernstraße: ca. 60.000 €. Grundlage hierfür ist die mengen- und ko-
stenmäßige Fortschreibung der Beschaffung von Außenspielgeräten anläßlich der 
Sanierung der KiTa „Kleine Strolche“ im Jahr 2013. Auch im Falle eines Anbaus an 
die Kindertagesstätte „Kleine Strolche“ wäre das Außenspielgelände mit zusätzlichen 
Geräten auszustatten. 

 Stellungnahme des Personalrats und des KiTa-Beirats: Diese sprechen sich ebenso 
wie das Personal der Kindertagesstätte „Kleine Strolche“ für einen Neubau an der 
Bayernstraße aus. 

Stadtrat Wetzel wies darauf hin, daß sowohl ein dreigruppiger Anbau als auch ein Neu-
bau spezifische Vorteile hätte. Während eine Anbaulösung Synergieeeffekte insbeson-
dere hinsichtlich des Personaleinsatzes schaffen könnte, sprächen das bessere Raum-
programm, die Erweiterbarkeit sowie die Vermeidung bauzeitbegleitender Betriebsbeein-
trächtigungen für einen Neubau. 

Stadtrat Salvenmoser betonte, als maßgebliche Ziele müßten die Sicherstellung der Be-
treuungsqualität unter Berücksichtigung der Belange der Nutzer und Betroffenen sowie 
die Nachhaltigkeit der gewählten Lösung beachtet werden. Deshalb spreche sich die 
SPD-Fraktion für einen dreigruppigen Neubau aus. Im Sinne einer flächenschonenden 
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Bebauung solle jedoch geprüft werden, ob ein zweigeschossiger Baukörper sinnvoll sei. 

Stadtrat Gernhart verwies darauf, daß ein Neubau zunächst keine Verbesserung der 
bestehenden Mängel in der KiTa „Kleine Strolche“ mit sich bringe. Angesichts einer an-
zustrebenden optimalen Betreuungsqualität sei auch die CSU-Fraktion für einen Neu-
bau.  

Stadtrat Hennrich sprach sich ebenfalls für einen dreigruppigen Neubau aus.  

Stadtrat Turan regte an, die Einrichtung zweigeschossig zu errichten, wie dies auch in 
anderen Kommunen zuletzt geschehen sei. Hierzu verwies Herr Farrenkopf vom Büro 
Johann & Eck darauf, daß dies in der Regel durch einen kleinen Grundstückszuschnitt 
ausgelöst wurde. Gruppenräume seien in jedem Fall im Erdgeschoß zu realisieren. Zu-
dem entstünden bei einer zweigeschossigen Lösung zusätzliche Aufwendungen für 
Treppenhaus und ggf. Aufzugsanlage. 

Angesichts der geringen Größe von Funktionsräumen in der KiTa „Kleine Strolche“ 
schlug Stadtrat Oettinger vor, eine der dortigen Gruppen nach Fertigstellung des Neubau 
dorthin auszulagern. Bgm. Fath verwies darauf, daß der Bedarf an Betreuungsplätzen 
dies wohl nicht zulassen werde.  

Der Stadtrat beschloß, zur Erweiterung der Kinderbetreuungskapazitäten einen drei-
gruppigen Neubau in der Bayernstraße zu errichten. Die Verwaltung wurde beauftragt, 
die Vergabe der Planungsleistungen und den Zuwendungsantrag vorzubereiten. Es soll 
die Möglichkeit einer zweigeschossigen Bebauung überprüft werden.   

5. Stationierung der Churfrankenfähre 

Der Verein Churfrankenfähre e.V. unter dem 1. Vorsitzenden Günter Goldhammer hat 
auf Anregung durch das WSA Aschaffenburg den Hafen Wörth als dauerhaften Liege-
platz für die sogenannte „Churfrankenfähre“ vorgeschlagen. Aus Sicht des Vereins, der 
es sich zur Aufgabe gemacht hat, die in Erlenbach gebaute und in Niedernberg einge-
setzte Fähre dauerhaft zu erhalten und zu präsentieren, stellt der vorgeschlagene Liege-
platz die Optimal-Lösung dar. Gerade in den Sommermonaten sollen Ausflugsfahrten 
veranstaltet werden, ansonsten könne die Fähre als Anschauungsobjekt und Ausstel-
lungsstück des Museums dienen. 

Da es sich nicht um einen Schutzhafen handelt, ist die Liegezeit ganzjährig, jedoch nicht 
bei Hochwasser oder Eisbildung möglich. In diesem Zeitraum wäre die Fähre in einen 
Schutzhafen (z.B. Erlenbach) zu verbringen.  

Eingeräumt wird der Stadt Wörth durch das WSA Aschaffenburg ein Mitspracherecht bei 
der Belegung des Hafens, die Entscheidungshoheit allerdings liegt beim WSA Aschaf-
fenburg. Jedoch wolle man nur in Absprache mit der Stadt Wörth eine Belegung des 
Hafens durchführen.  

In einer gemeinsamen Besprechung mit Vertretern des Vereins, des WSA, des Muse-
ums, des Schiffer- und Fischervereins und der Stadt Wörth wurde vorab festgehalten, 
dass die Nutzung vorbehaltlich der Zustimmung der Beschlussgremien durch den Schif-
fer- und Fischerverein nicht eingeschränkt werden darf, das Museum in keine Unter-
haltsarbeiten eingebunden und keine finanzielle Zuwendung durch die Stadt Wörth erfol-
gen wird. 

Um den Hafen als Liegeplatz für die Fähre zu ertüchtigen, wären 1 – 2 Dalben einzu-
schlagen, ein Steg zur Begehbarkeit der Fähre zu errichten und ein kleiner Poller am 
Hafenkopf vorzusehen. Der Verein „Churfrankenfähre“ hat sich bereiterklärt, sämtliche 
Kosten hierfür zu übernehmen. Festzulegen wäre auch, dass die Fähre jederzeit in gu-
tem und vorzeigefähigem Zustand zu erhalten ist. Die eingeschlagenen Dalben könnten 
kostenfrei vom Schiffer- und Fischerverein mitbenutzt werden (dem WSA liegt ein Antrag 
zum Einschlagen eines Dalbens seitens des Schiffer- und Fischervereins vor, um den 
vereinseigenen Nachen befestigen zu können). 

Des Weiteren wäre ein Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung bei LRA Miltenberg 
und WSA Aschaffenburg zu stellen. 

Der Schiffer- und Fischerverein sowie der Förderverein für das Schiffahrts- und Schiff-
baumuseum haben sich gegen die Stationierung der Fähre ausgesprochen. Der Liege-
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platz des Vereinsnachens dürfe nicht beeinträchtigt werden, die vorgesehenen Dalben 
sein falsch positioniert. Zudem sei zu befürchten, daß der Stadt künftig Aufwendungen 
entstehen könnten.  

Rudi Schuck vom Förderverein Churfrankenfähre erläuterte nochmals die Ziele des Ver-
eins. Der Betrieb der Fähre an Festen etc. solle v.a. sozialen Zwecken dienen. Der Ver-
ein habe bislang ca. 40.000 € für die Instandsetzung des Fahrzeugs investiert. Im Liege-
zustand solle die Fähre nicht begehbar sein, ein gewisser Abstand zum Ufer sei deshalb 
erforderlich. Im Falle der Vereinsauflösung gehe die Fähre an den Vorbesitzer zurück. 

Stadtrat Gernhart teilte mit, daß die CSU-Fraktion die Bedenken der örtlichen Vereine 
teile. Die Fähre bringe für die Stadt keine Vorteile, dagegen würde der Schiffer- und Fi-
scherverein in seiner Arbeit behindert. Für eventuelle Besucher stünde im Umfeld kein 
ausreichender Parkraum zur Verfügung. Die Fähre sei vergleichsweise groß, die vorge-
sehenen Dalben deshalb für den Nachen nur bedingt geeignet.  

Stadtrat Salvenmoser warf die Frage auf, was im Falle einer Vereinsauflösung mit der 
Fähre geschehe. Soweit der Verein gemeinnützig sei, komme eine Rückgabe an den 
Vorbesitzer kaum in Betracht; es bestünde die Gefahr einer Inanspruchnahme der Stadt. 
Ein sachlicher Zusammenhang zwischen der Fähre und der Stadt bestehe durchaus, die 
Bedenken der Vereine müßten jedoch beachtet werden. Folgende Punkte seien zu klä-
ren: Ungestörte Nutzung des Nachens, mögliche Kooperation Fähre-Museum, verbindli-
che Klärung des Verbleibs im Falle der Vereinsauflösung   

Bgm. Fath teilte mit, daß eine Entscheidung über die Stationierung der Fähre in dieser 
Sitzung nicht vorgesehen sei. Weitere Gespräche zwischen den Beteiligten müßten ge-
führt werden.  

Stadtrat Hennrich verwies darauf, daß der Schiffer- und Fischerverein in seiner Jahres-
hauptversammlung gegen die Fähre votiert habe. Das Wasser- und Schiffahrtsamt habe 
dort die Rolle der Stadt für die eigene Entscheidung betont. 

Stadtrat Siebentritt plädierte für weitere Gespräche zwischen den Beteiligten, da die 
Fähre im Hafen sinnvoll sein könne, sofern eine verträgliche Lösung herbeigeführt wer-
den könne.  

Herr Schuck hielt die Breite des Hafens für ausreichend, um beide Nutzungen verträglich 
auszuüben. Eine wirtschaftliche Verschrottung der Fähre sei ggf. möglich. Ein zusätzli-
cher Stellplatzbedarf bestehe nicht.  

Stadtrat Gernhart und Stadträtin Salvenmoser kritisierten, daß der Schiffer- und Fischer-
verein zur Stadtratssitzung nicht eingeladen worden sei, obwohl der Erläuterungsbericht 
nahelege, daß eine abschließende Entscheidung getroffen werden solle. 

Bgm. Fath verwies darauf, daß alle Beteiligten umfassend informiert wurden und sagte 
eine Einbindung des Schiffer- und Fischervereins im weiteren Verfahren zu.  

6. Änderung des Bebauungsplanes “Wörth-West“ 

6.1 Ergebnis der öffentlichen Auslegung 

Der Entwurf zur Änderung des Bebauungsplanes „Wörth-West“ im Bereich des Grund-
stücks Münchner Straße 2 hat in der Zeit vom 02.01. - 01.02.2019 öffentlich ausgelegen. 
Folgende Stellungnahmen sind eingegangen: 

Fa. Diephaus, Vechta und gleichlautend Fa. TD Grundstücksverwaltungs-GmbH & 
Co. KG, Vechta 

„Der Beschluss zur Änderung des obigen Bebauungsplanes im beschleunigten Verfah-
ren gemäß § 13 a BauGB ist dem alleinigen Ziel geschuldet, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Genehmigung eines Mehrfamilienhauses mit erhöhter Ausnutzung 
und Wohnungsdichte auf dem Grundstück „Münchener Straße 2" herbeizuführen. 

Gegen diese Änderung wendet sich die Firma Diephaus, Betonwerk GmbH, Zum Lan-
genberg 1, 49377 Vechta, vertreten den Geschäftsführer, Herrn Arnd Diephaus, da sie 
durch die Bauleitplanänderung in ihren subjektiv öffentlichen Rechten verletzt werden 
würde. 
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Die Firma Diephaus Betonwerk GmbH betreibt in unmittelbarer Nachbarschaft des be-
treffenden Bebauungsplanes in 63939 Wörth, Bergstraße 15, ein Betonwerk. 

Das Produktions- und Lagergrundstück wird nicht von einem Bebauungsplan erfaßt und 
ist Planungsrechtlich dem nicht beplanten Innenbereich gemäß § 34 BauGB zuzuord-
nen. 

Die auf die Firma bzw. ihrer Vorgängerin bezogenen Genehmigungen wurden nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz — BlmschG — durchgeführt und abgewickelt. 

Folgerichtig ist das Areal des Betriebsgrundstückes gemäß § 34 Abs. 2 BauGB als IN-
DUSTRIEGEBIET einzustufen. 

Insoweit ist der Bebauungsplan „Wörth-West" kritisch zu hinterfragen. 

Das stellen wir zunächst zurück. Schließen aber die Überprüfung dieses Bauleitplanes 
durch ein Normenkontrollverfahren nicht aus. Auf die 4. BImSchV wird hingewiesen. 

Dieses erstreckt sich auf die bestehende Seniorenresidenz, die nordwestlich dahinter 
angrenzende reine Wohnbebauung und das der Bauleitplanänderung unterfallende 
Grundstück sowie die oberhalb daneben liegende Teilfläche der Parzelle Nr. 2222/112. 

Grundsätzlich begründen Festsetzungen eines Bebauungsplanes über die Art der bauli-
chen Nutzung einen subjektiv-öffentlichen Anspruch jedes im Plangebiet ansässigen 
Nachbarn auf Wahrung der Gebietsart (BVerwG, Beschluss vom 02.02.2000 — 4 B 
87/99 - Buchholz 406.19, Nachbarschutz Nr. 162 = NVwZ 2000, 679 ff = DÖV 2000, 640, 
BauR 2000, 1019 f). 

Dies gilt auch für diejenigen Planbetroffenen, deren Grundstück außerhalb der durch das 
Eindringen einer gebietsfremden Nutzung in seinem Charakter betroffenen Baugebiet 
liegt. 

In einem Mischgebiet stehen die beiden Nutzungsarten „Wohnen" und „ Arbeiten" 
gleichberechtigt nebeneinander. 

Dabei ist die Einschränkung zu beachten, dass die Gewerbebetriebe das Wohnen nicht 
wesentlich stören dürfen. 

Der Charakter eines Mischgebietes liegt in der damit verbundenen Nutzungsmischung. 

Es darf demnach in einem Mischgebiet insgesamt nicht eine der beiden gleichberechtig-
ten Hauptnutzungen optisch dominieren. 

Die mit der Nutzungsmischung einhergehende wechselseitige Rücksichtnahme gilt im 
gesamten Geltungsbereich. 

Abgestellt auf die vorliegende Situation ist zunächst klarzustellen, dass die Seniorenre-
sidenz keine gewerbliche, sondern eine wohnliche Nutzung darstellt und die mit der Bau-
leitplanänderung einhergehende Wohnungsdichte dazu führen wird, dass lediglich ein 
Grundstück in dem festgesetzten „Mischgebiet" verbleibt, auf dem wohngebietsverträgli-
ches Gewerbe angesiedelt werden könnte. 

In der objektiven Betrachtung entfaltet die Wohnbebauung eine Dominanz dergestalt, 
dass die qualitative und quantitative Durchmischung von „Wohnen und nicht wesentlich 
störendem Gewerbe" auf dem verbleibenden unbebauten Grundstück nicht mehr zu er-
reichen ist. 

Fazit: Durch die in der Vergangenheit praktizierte Genehmigungspraxis und der beab-
sichtigen Bauleitplanänderung zur Errichtung einer massiven Wohnbebauung ist und 
würde der Gebietscharakter des festgesetzten „Mischgebietes" in ein „Allgemeines 
Wohngebiet" umgewidmet. 

Folge: Die Firma Diephaus Betonwerk GmbH ist bzw. wird in ihren subjektiv-öffentlichen 
Rechten verletzt und begründet einen Abwehranspruch gegen eine weitere Wohnbe-
bauung entsprechend den Vorgaben des Bebauungsplanes und die angedachte intensi-
vere Wohnbebauung infolge der im Verfahren befindlichen Änderung des Bebauungs-
planes „Wörth-West" und gegen die Änderung als solches. Mit der faktischen Umwid-
mung des Mischgebietes in ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Eingriff in die Produktion 
der Firma Diephaus Betonwerk GmbH naheliegend und nicht auszuschließen, da die 
Bewohner des Allgemeinen Wohngebietes verminderte Immissionsachtwerte geltend 
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machen können, losgelöst davon, dass im Änderungsverfahren weniger schützende 
Richtwerte vorgesehen sind. 

Auch verstärkt sich bei uns der Eindruck, dass das fragliche Mischgebiet nur zur Abpuf-
ferung zwischen gewerblicher Nutzung und Wohnnutzung festgesetzt wurde. Diesen 
Schluss ziehen wir daraus, dass das Mischgebiet nicht sonderlich groß ist. 

Gerade in Fallgestaltungen dieser Art ist nach herrschender Rechtsprechung die Durch-
setzung eines quantitativen Mischverhältnisses von Wohnen und nicht störendem Ge-
werbe nicht geboten (im Anschluß an BVerwGE 79, 309). 

Wir beantragen, die Änderung des Bebauungsplanes nicht weiter zu verfolgen und bitten 
eine Kopie unserer Stellungnahme an die Baugenehmigungsbehörde des Kreises zum 
dort vorliegenden Bauantrag weiterzuleiten und fordern diese auf, weder eine Bauge-
nehmigung nach derzeitigem Bebauungsplan noch nach evtl. geänderter Bauleitplanung 
zu erteilen. Wir machen uns diesbezüglich die Rechtsprechung des VG München, Urteil 
vom 03.02.2016 - M 9 K 15.2357 — zu eigen.“ 

Die Verwaltung hat diese Stellungnahme an das LRA Miltenberg gesandt und hierauf 
folgende Antwort erhalten: 

Landratsamt Miltenberg 

„zu Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen Folgendes mit: 

1. Ist das Betriebsgelände der Fa. Diephaus als GE-Gebiet, als GI-Gebiet oder abgestuft 
zu betrachten? 

Ja, nach unserer Einschätzung ist das Betriebsgelände als faktisches Industriegebiet 
einzustufen. Dies ergibt sich im Einzelnen aus Folgendem: 

§ 9 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) regelt das „Industriegebiet“. Auch das Indu-
striegebiet hat als Baugebietskategorie wie die anderen Baugebiete der BauNVO einen 
bestimmten Gebietscharakter. Dieser ist dadurch geprägt, dass es ausschließlich der 
Unterbringung von Gewerbebetrieben dient, und zwar vorwiegend solcher, die in ande-
ren Baugebieten unzulässig sind. Dies findet seinen Ausdruck in der in § 9 Abs. 1 
BauNVO festgelegten Zweckbestimmung des Industriegebiets und in dem Katalog der 
im Industriegebiet allgemein zulässigen Nutzungen nach § 9 Abs. 2 BauNVO. Das Indu-
striegebiet ist vor allem abzugrenzen vom Gewerbegebiet nach § 8, das ebenfalls der 
Unterbringung von Gewerbebetrieben aller Art dient, jedoch mit einem anderem (gerin-
gerem) Störgrad. 

§ 9 findet auf nicht beplante, im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34 Abs. 2 BauGB) 
entsprechend Anwendung, wenn die Eigenart der näheren Umgebung einem Industrie-
gebiet i. S. d. § 9 entspricht, d. h. in diesen Fällen beurteilt sich die Zulässigkeit von Vor-
haben nach der Art der baulichen Nutzung nach § 9. Bei der Anwendung des § 34 Abs. 
2 BauGB ist zu berücksichtigen, dass das Industriegebiet eine Nutzungsstruktur enthält, 
die geprägt ist von der vorwiegenden Unterbringung von störenden Gewerbebetrieben, 
deren Störgrad über den im Gewerbegebiet (nicht erheblich belästigend) zulässigen 
Störgrad hinausgeht. 

Gem. § 4 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bedürfen die Errichtung und der 
Betrieb von Anlagen, die auf Grund Ihrer Beschaffenheit oder Ihres Betriebs in besonde-
rem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer 
Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteili-
gen oder erheblich zu belästigen, […] einer Genehmigung. 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
bezeichnet in Verbindung mit dem Anhang 1 zur Verordnung die Anlagen, die einer be-
sonderen immissionsschutzrechtlichen Genehmigung i. S d. § 4 BImSchG bedürfen. 

Die Fa. Diephaus betreibt eine nach der 4. BImSchV genehmigte Anlage: Betrieb einer 
Anlage zur Herstellung von Formstücken unter Verwendung von Zement oder anderen 
Bindemitteln durch Stampfen, Schocken, Rütteln oder Vibrieren mit einer Produktionska-
pazität von zehn Tonnen oder mehr je Stunde (Nr. 2.14 Anhang 1 zur 4. BImSchV). 

Da die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit eines Betriebs- oder An-
lagentyps ein anlagentypisches Gefährdungspotential kennzeichnet, darf und muss in 
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aller Regel ein konkretes, die Gebietsprägung beeinträchtigendes Störpotential unter-
stellt werden. 

Insofern kann das Betriebsgelände der Fa. Diephaus als Industriegebiet eingestuft wer-
den.  

Im Flächennutzungsplan der Stadt Wörth ist das Betriebsgebäude der Fa. Diephaus als 
Industriegebiet ausgewiesen. 

2. Hat die Einstufung Auswirkungen auf die immissionsschutzrechtliche Betrachtung? 

Die für die Berücksichtigung des Immissionsschutzes in der Bauleitplanung zu beach-
tenden Grundsätze werden bestimmt durch die Anforderungen des Abwägungsgebots (§ 
1 Abs. 7 BauGB) sowie die Regelungsmöglichkeiten in den Bauleitplänen nach den §§ 5 
und 9 BauGB und der BauNVO ergänzt durch immissionsschutzrechtliche Regelungen. 
Die allgemeinen Verpflichtungen des Abwägungsgebots haben besondere Bedeutung 
für die Berücksichtigung des Immissionsschutzes; sie sind auf Vermeidung oder Vermin-
derung der von den vorgesehenen Nutzungen ausgehenden Beeinträchtigungen gerich-
tet. 

Ausgehend von der Funktion des Abwägungsgebots folgt, dass „soweit wie möglich“ 
nachteilige Auswirkungen auf benachbarte Nutzungen vermieden werden sollen. Diese 
Grundsätze sind in § 50 BImSchG als Klarstellung des ohnehin geltenden Rechts, d.h. 
als Abwägungsdirektive, umschrieben. Danach sind bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehen Flächen einander so zu-
zuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwie-
gend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzwürdige Nutzungen 
soweit wie möglich vermieden werden.  

§ 50 BImSchG enthält also den Grundsatz der zweckmäßigen Zuordnung von unverträg-
lichen Nutzungen und damit ein wesentliches Element geordneter städtebaulicher Ent-
wicklung. Die Rechtsprechung hat hierzu den Grundsatz der räumlichen Trennung sich 
beeinträchtigender Nutzungen entwickelt. Durch eine räumliche Trennung würde den 
Immissionsbelangen optimal Rechnung getragen werden. Dies bedeutet, dass dem 
Grunde nach z. B. ein Allgemeines Wohngebiet nicht direkt neben einem Gewerbegebiet 
liegen soll.   

Die instrumentellen Möglichkeiten der Bauleitplanung erschöpfen sich zwar nicht in einer 
Trennung durch „Abstandhalten“. Vielmehr ist die räumliche Trennung nur eine von meh-
reren Möglichkeiten einer zweckentsprechenden Zuordnung der beeinträchtigenden 
Nutzungen. Das Bundesverwaltungsgericht hat demnach schon früh auf die „Ausnahme-
fähigkeit“ des Grundsatzes der räumlichen Trennung hingewiesen. Je nach räumlicher 
Situation und den sonstigen Möglichkeiten kann beispielsweise eine Abstufung der Nut-
zungsarten erfolgen, soweit nicht ein „Etikettenschwindel“ erfolgt. Möglich ist auch die 
gezielte Festsetzung von Schutzmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 BauGB.  

Für die Firma Arnheiter (jetzt Diephaus) liegen verschiedene Genehmigungsbescheide 
vor, in denen für die Flächen östlich des Boxbergweges/Bergstraße zulässige Immissi-
onsrichtwerte von 60/45 dB(A) für maßgebende Immissionsorte festgelegt sind. 

Im Rahmen des Änderungsverfahrens für den Bebauungsplan „Wörth West“ wurde von 
der Wölfel Engineering GmbH & Co. KG eine Schallimmissionsprognose (Berichtsnum-
mer L0589/001-01) erstellt. Ergebnis des Gutachtens ist, dass mit dem vom Gutachter 
gemachten Ansätzen, an dem im Bebauungsplan als vorgeschlagene Bebauung darge-
stellten Gebäude, die Immissionsrichtwerte für Mischgebiete eingehalten werden kön-
nen. 

Tatsächlich hat sich aus dem geplanten Mischgebiet bisher ein allgemeines Wohngebiet 
entwickelt. Dies wird durch das geplante Mehrfamilienhaus noch untermauert.  

Insofern rückt Wohnbebauung näher an einen Industriebetrieb heran. Die Firma Die-
phaus wird dadurch unter Umständen in zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten einge-
schränkt. Dies ist durchaus kritisch zu sehen.“ 

Der Stadtrat faßte mit 10:5 Stimmen folgenden Beschluß: 
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Die Einwendungen der Firmen Diephaus und TD sind durchaus ernster Natur und nicht 
ohne weiteres aus dem Weg zu räumen. Dennoch wird an der Planung festgehalten. 
Dafür spricht insbesondere der nach wie vor hohe Bedarf an Wohnungen im Stadtbe-
reich, der auch eine maßvolle Nachverdichtung im Planungsgebiet rechtfertigt. Zudem 
mußte die Fa. Diephaus schon bislang damit rechnen, daß eine - nach geltendem Be-
bauungsplan ebenfalls zulässige - Bebauung entlang der Münchner Straße entstehen 
würde. Das durch die Änderung zusätzlich entstehende Geschoß beeinträchtigt die In-
teressen der Fa. nur in einem vergleichsweise geringen Umfang. Nach der klaren Aus-
sage des Landratsamtes zur zulässigen Nutzung der im gesamten Mischgebiet noch 
vorhandenen Baulücken nur noch für gewerbliche Vorhaben mit geringerem Schutzan-
spruch ist ein weiteres Heranrücken der Wohnbebauung an den Industriebetrieb zuver-
lässig ausgeschlossen. Aus Sicht des Stadtrates wäre es für den beiderseitigen Interes-
senausgleich sinnvoll, auch für das Restgrundstück eine verträgliche gewerblich gepräg-
te Nutzung/Bebauung herbeizuführen, die etwaige Befürchtungen der Fa. Diephaus aus-
räumen könnte. Dies kann allerdings von der Stadt nur vorgeschlagen, nicht jedoch her-
beigeführt oder gar erzwungen werden. 

Landratsamt Miltenberg 

Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 

Aus bauleitplanerischer und bauordnungsrechtlicher Sicht besteht Einverständnis mit der 
Änderung des Bebauungsplans, sofern noch Folgendes beachtet wird: 

Rechtsgrundlagen 

Das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 wurde zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2018 (GVBI. S. 604). 

Beschluß: 
Der Hinweis wird beachtet, die Legende entsprechend geändert. 

Mischgebiet 

Für den Änderungsbereich wird ein Mischgebiet Mlb3 mit Einschränkungen festgesetzt. 
Zulässig sollen sein: Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude sowie Einzelhandels-
betriebe und sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe. Wohngebäude sollen 
nur entlang der Bayernstraße zulässig sein. Diese Festsetzung wurde so aus dem 
rechtskräftigen Bebauungsplan "Wörth-West" übernommen. 

Betrachtet man den gesamten Bereich, der als „MIb3" festgesetzt wurde, so ist festzu-
stellen, dass sich hier bisher lediglich Wohnbebauung angesiedelt hat. Auf dem benach-
barten Grundstück befindet sich die Seniorenresidenz Wörth. Hierbei handelt es sich 
auch nicht um einen Gewerbebetrieb, sondern ebenfalls um ein Wohngebäude. Auch 
wenn man den Bereich in der weiteren Umgebung betrachtet, der im rechtskräftigen Be-
bauungsplan als „Mlb1" bzw. „Mlb2" ausgewiesen wurde, hat sich dort scheinbar ledig-
lich Wohnbebauung entwickelt. 

Die allgemeine Zweckbestimmung eines Mischgebietes wird in § 6 Abs. 1 BauNVO da-
hingehend definiert, dass Mischgebiete dem Wohnen und der Unterbringung von Ge-
werbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören, dienen. Die beiden Hauptnut-
zungsarten müssen sowohl quantitativ als auch qualitativ durchmischt gegeben sein. 

Faktisch entspricht die Gebietsausweisung als MI-Gebiet nicht mehr der tatsächlich vor-
handenen anzutreffenden Bebauung. Aus unserer Sicht handelt es sich deshalb bei den 
MI-Gebieten um die Gebietsart WA nach § 4 BauNVO. 

Sollte an der Festsetzung MI-Gebiet festgehalten werden, können die darin gelegenen 
restlichen freien Baulücken nur noch gewerblich genutzt werden. 

Beschluß: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Erforderlichkeit der Bauleitplanung 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Ferner ist es 
Aufgabe der Bauleitpläne, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der 
Gemeinde vorzubereiten und zu leiten. Dies setzt voraus, dass der jeweilige Planungs-
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inhalt objektiv geeignet sein muss, der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung zu 
dienen. Es müssen also hinreichend gewichtige städtebauliche Allgemeinbelange für 
eine bestimmte Planung sprechen. Welche städtebaulichen Ziele sich die Gemeinde 
setzt, liegt in ihrer planerischen Gestaltungsfreiheit. Es ist allein Aufgabe der Gemeinde 
zu ermitteln, ob die entsprechende Erforderlichkeit für eine Bauleitplanung vorliegt oder 
nicht. Dabei können die Planungsleitlinien wichtige Anhaltspunkte liefern. Entscheidet 
sich die Gemeinde für eine entsprechende Bauleitplanung, muss sie auf den Anlaß für 
diese in der Begründung des Bauleitplans explizit eingehen. An der Erforderlichkeit fehlt 
es etwa bei reinen Gefälligkeitsplanungen zugunsten allein privater Interessen. Ande-
rerseits darf die Gemeinde hinreichend gewichtige private Belange zum Anlaß nehmen, 
wenn zugleich auch städtebauliche Belange und Zielsetzungen verfolgt werden. Wie 
oben bereits ausgeführt, hat sich das ausgewiesene Mischgebiet nicht entwickelt. In-
sofern ist die städtebauliche Entwicklung und Ordnung und damit die Erforderlichkeit der 
Bauleitplanung in Frage zu stellen. 

In der Begründung Seite 2 wird zwar erwähnt, dass durch den Bau eines Wohnparks in 
kompakter Bauweise der Schaffung von zusätzlichem Wohnraum und dem sparsamen 
Umgang mit Bauland Rechnung getragen wird. Dies allein ist jedoch nicht ausreichend. 
Wir bitten die Begründung in Bezug auf die Erforderlichkeit der Bebauungsplanände-
rung, insbesondere auf die städtebaulichen Gründe zu überarbeiten. 

Beschluß: 
Der Hinweis wird beachtet, die Begründung ist entsprechend zu ergänzen. 

Benennung Straßennamen 

Das Grundstück selbst befindet sich an der Münchner Straße. Die Straße ist in der Ver-
längerung als Bayernstraße bezeichnet. Die Bayernstraße selbst befindet sich nicht 
mehr im Bereich des Bebauungsplangebietes, evtl. hat hier eine Umbenennung stattge-
funden. Die Festsetzung im Bebauungsplan ist dann entsprechend anzupassen. 

Beschluß: 
Die Festsetzung wird entsprechend berichtigt. 

Vorgeschlagene Bebauung 

Zur Münchner Straße ist ein Versatz im Baufenster eingezeichnet. Weiter wird dort eine 
mögliche Bebauung dargestellt. Weder aus der Begründung noch aus dem Planteil ist 
ersichtlich, welche Art von Bebauung dort entstehen soll. Die Unterlagen sind entspre-
chend zu überarbeiten, evtl. sind entsprechende Festsetzungen zu treffen. 

Beschluß: 
Der Bebauungsplan ist entsprechend zu ergänzen. 

Sichtfeld 

Im Planteil werden „Sichtfelder" gern. § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Nr. 24 BauGB dargestellt. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB regelt die Festsetzung von Flächen, die von der Bebauung frei-
zuhalten sind und ihre Nutzung. § 9 Abs. 1 Nr. 24 regelt die Festsetzung von Schutzflä-
chen, die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung, sowie u.a. die Flächen 
für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Weder aus der Begründung noch aus dem Planteil ergibt es eine genauere Definition 
des Sichtfeldes. Was darf sich dort befinden? Gibt es eine Höhenbegrenzung? In der 
Zeichnung ist nicht zu erkennen, ob das Sichtfeld zu einem Teil auf dem Flurstück der 
Bebauungsplanänderung liegt. 

Beschluß: 
Da die Festsetzung keine Auswirkungen auf das beplante Grundstück hat, kann sie ent-
fallen. 

Überdachung von Stellplätzen 

Der Bebauungsplan lässt Überdachungen von Stellplätzen, welche sich außerhalb des 
Baufensters befinden, zu. Sollten diese keinen Abstand von 3 m bis zur Grundstücks-
grenze haben, liegt hier ein Widerspruch zu § 2 GaStelIV vor. 
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Beschluß: 
Die textliche Festsetzung ist wie folgt zu fassen: „Nebenanlagen und Zufahrten sowie 
Stellplätze und deren Überdachungen sind in der nicht überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig. Zwischen überdachten Stellplätzen und öffentlichen Verkehrsflächen müssen 
Zu- und Abfahrten von mindestens 5 m Länge vorhanden sein.“ 

Wandhöhe 

Als maximale Höhe lässt der Bebauungsplan eine Traufhöhe von 13,0 m zu. Hier ist als 
Bezugsangabe die Wandhöhe vorzuziehen, da diese genauer definiert ist. 

Die Höhe des Gebäudes sollte nicht von der Oberkante des Fertigfußbodens, sondern 
von der Oberkante des Rohfußbodens gemessen werden. Dieser Punkt ist fix, die des 
Fertigfußbodens kann, je nach Ausbau, variieren. 

Beschluß: 
Der Anregung wird gefolgt. Die zulässigen Wandhöhen WH1 und WH2 sind entspre-
chend um je 30 cm auf 13,30 m bzw. 13,80 m zu erhöhen. 

Baufenster 

Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sollte das Baufenster zur Münchner Stra-
ße bemaßt werden. 

Beschluß: 
Der Anregung wird, soweit bereits noch nicht berücksichtigt, gefolgt. 

Natur- und Landschaftsschutz 

Die Stadt Wörth beabsichtigt die Änderung des Bebauungsplanes „Wörth-West" für das 
Flurstück 2222/112 im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. Die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung sowie auch die Umweltprüfung entfallen. Von dem Vorhaben 
betroffen ist ein nach § 9 Abs. la BauGB festgesetzter Grünzug (ausgleichsrelevant). Im 
Umfang von 490 m2 soll dieser durch Gebäude/Stellflächen überbaut werden. Nach 
Rücksprache mit dem Planer (Architekturbüro „Johann und Eck", Bürgstadt) kann der 
Grünzug auf FI.Nr. 9126 in der Gemarkung Wörth flächengleich ersetzt werden. 

Dem Vorhaben wird unter folgenden Auflagen naturschutzfachlich zugestimmt: 

Anpflanzung von 5-6 hochstämmigen, standorttypischen Laubbäumen in einem Pflanz-
abstand von 10 m - 15 m auf einer Fläche von 490 m2 (FI.Nr. 9126, Gemarkung Wörth) 
Bäume: 

Hochstamm, 2 x verschult, Stammumfang: 12 — 14 cm, Auswahl siehe Pflanzliste. Die 
Bäume sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei Ausfall ist entsprechender Ersatz 
zu pflanzen. Die Fläche von 490 m2 ist 1 x jährlich durch bodennahe Mulchmahd zu 
pflegen. 

Gehölzauswahl 
Bäume: Hochstamm, 2 x verschult, Stammumfang: 12 — 14 cm 

Botanischer Name       Deutscher Name 
Acer campestre        Feldahorn 
Acer platanoides        Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus     Bergahorn 
Castanea sativa        Esskastanie 
Fagus silvatica         Rotbuche 
Fraxinus excelsior       Esche 
Juglans regia          Walnuss 
Malus sylvestris        Holzapfel 
Prunus avium          Vogelkirsche 
Pyrus communis        Holzbirne 
Quercus petraea        Traubeneiche 
Quercus robur         Stieleiche 
Sorbus aria           Mehlbeere 
Sorbus aucuparia       Eberesche 
Sorbus domestica       Speierling 
Tilia cordata          Winterlinde 
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Tilia platyphyllos        Sommerlinde 
Ulmus minor          Feldulme 

Beschluß: 
Zwischenzeitlich wurde nach Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde, Herrn 
Brand, das Pflanzgebot für flächenhafte Anpflanzung komplett (ca. 600 m²) auf die Flur-
nummer 9126, Gemarkung Wörth verlegt. Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume beträgt 
6 – 7 Stück. Die Auflagen 1 – 3 sind im Textteil unter „Naturschutzrechtliche Festsetzun-
gen“ aufzulisten. Ein Verweis auf die Pflanzliste ist anzufügen. Die Begründung ist ent-
sprechend zu ändern und eine rechtliche Sicherung der Ausgleichsfläche ist mittels 
Grundbucheintragung aufzunehmen. 

Immissionsschutz 

Das Planungsgebiet grenzt an die Seniorenresidenz an. 

Durch die Bergstraße von der Flurnummer 2222/112 getrennt, befindet sich auf dem 
Grundstück Flurnummer 5538/5 ein Lager- und Kfz-Abstellplatz der Firma Arnheiter. Im 
weiteren Verlauf schließt sich östlich und westlich des Boxbergwegs das Werk II der Fa. 
Diephaus an. Sie betreibt eine nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmi-
gungsbedürftige „Anlage zur Herstellung von Formstücken unter Verwendung von Ze-
ment oder anderen Bindemitteln durch Stampfen, Schocken, Rütteln oder Vibrieren mit 
einer Produktionskapazität von zehn Tonnen oder mehr je Stunde" nach Nr. 2.14 des 
Anhangs 1 zur 4. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz (4. BlmSchV). 

Zu der Bebauungsplanänderung wurde von der Wölfel Engineering GmbH § Co. KG eine 
Schallimmissionsprognose (Berichtsnummer L0589/001-01) erstellt. 

Stellplätze 

Die für das Vorhaben notwendigen Stellplätze werden im Bebauungsplan nicht darge-
stellt. Durch die Erhöhung der zulässigen Vollgeschosse steigen die Anzahl der notwen-
digen Parkplätze und damit die Geräuschemissionen. 

Laut dem Gutachten Wölfel sieht die Planung 32 Stellplätze für die Bewohner der Wohn-
anlage vor. Im Gutachten sind Stellplätze vor dem Gebäude und im hinteren Bereich 
berücksichtigt, mit einer Zufahrt entlang der Grenze zum Grundstück Flurnummer 
222/113. 

Ergebnis des Gutachtens ist, dass bei der im Gutachten betrachteten Wohnnutzung mit 
32 Stellplätzen, auf dem im Gutachten dargestellten Bereich, an der benachbarten Se-
niorenresidenz der Immissionsrichtwert (IRW) für ein allgemeines Wohngebiet nach TA 
Lärm (55 dB(A)) während der Tagzeit um 9 dB(A) unterschritten wird. Während der 
Nachtzeit wird der IRW für allgemeines Wohngebiet nach den Daten des Gutachtens 
ausgeschöpft. 

Außerdem zitiert das Gutachten die Parkplatzlärmstudie des Bayerischen Landesamtes 
für Umweltschutzes, nach der grundsätzlich davon auszugehen ist, dass Stellplat-
zimmissionen auch in Wohnbereichen gewissermaßen zu den üblichen Alltagserschei-
nungen gehören und dass Garagen und Stellplätze, deren Zahl dem durch die zugelas-
sene Nutzung verursachten Bedarf entspricht, auch in einem von Wohnbebauung ge-
prägten Bereich, keine erheblichen billigerweise unzumutbaren Störungen hervorrufen. 

Weiter führt die Parkplatzlärmstudie (S. 103) allerdings noch aus: „Trotzdem sollte auch 
bei Parkplätzen in Wohnanlagen das unter 10.1 und 10.2.1 beschriebene Beurteilungs-
verfahren zur schalltechnischen Optimierung herangezogen werden[...] Aus fachlicher 
Sicht ist darauf hinzuweisen, dass die prognostizierte Überschreitung der lmmissions-
richtwerte der TA Lärm für einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen („Maximalpegelkriteri-
um") durch derartige Schallereignisse auf Planungsmängel im Bereich des Immissions-
schutzes hinweist." 

Beschluß: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Überarbeitung der geplanten Stellplätze 
ist jedoch nicht angezeigt. 
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Verkehrslärm 

Auf das geplante Wohnhaus wirken die Geräuschimmissionen aus dem Straßenverkehr 
ein. Über die Bergstraße erfolgt die Zufahrt zum Betriebsgelände der Fa. Diephaus, die 
von zahlreichen LKW während der Tagzeit (6.00 bis 22.00 Uhr) angefahren wird. 

Durch die Bebauungsplanänderung verringert sich der Abstand zwischen möglicher 
Wohnnutzung und dem Straßenrand. 

Gewerbelärmimmissionen 

Die benachbarten Grundstücke Flurnummer 5675/2 und 5538/5 liegen nicht im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes. Laut Gutachten erfolgt nur auf dem Grundstück 
Flurnummer 5538/5 eine gewerbliche Nutzung. 

Im Gutachten Wölfel erfolgt eine Abschätzung der Gewerbelärmimmissionen im Plange-
biet. Dabei wurden gebietstypische Geräuschkontingente angesetzt, mit welchen die 
zulässigen Richtwerte an der Seniorenresidenz und dem Wohnhaus Bergstraße 13 von 
den jeweiligen Betrieben eingehalten werden. 

Berücksichtigt sind bei den Berechnungen das GEb-Gebiet »Westlich der Bayernstraße" 
mit einer Fläche von 11.713 m², die östlich und westlich des Boxbergweges durch die 
Fa. Diephaus genutzten Fläche mit ca. 31.601 m² bzw. 10.737 m², sowie das Grund-
stück Flurnummer 5538/5. Ergebnis des Gutachtens ist, dass mit dem vom Gutachter 
gemachten Ansätzen, an dem im Bebauungsplan als vorgeschlagene Bebauung darge-
stellten Gebäude, die Immissionsrichtwerte für Mischgebiete eingehalten werden kön-
nen. 

Beschluß: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Freistellungsverfahren 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass insbesondere die im Planungsgebiet zuläs-
sigen nicht wesentlich störenden Gewerbebetriebe, bei einer uneingeschränkten Nut-
zung, aufgrund der Nähe, an der benachbarten Seniorenresidenz zu Lärmbelästigungen 
führen können, da bereits eine Lärmvorbelastung besteht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Freistellungsverfahren viele gewerbliche Bauvor-
haben erfaßt. Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit gegeben, im Bebauungsplan festzu-
setzen, dass die Anwendung des Freistellungsverfahrens auf bestimmte handwerkliche 
und gewerbliche Bauvorhaben ausgeschlossen ist. Auf diese Weise kann von vorneher-
ein sichergestellt werden, dass bei problematischen Fällen im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens eine Überprüfung des Schallschutzes erfolgen kann. 

Beschluß: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Ausschluß des Freistellungsverfahrens 
für gewerbliche Vorhaben im Bebauungsplan erscheint nicht erforderlich, da die Stadt 
ohnehin gem. Art. 58 Abs. 4 BayBO die Durchführung eines Baugenehmigungsverfah-
rens fordern kann, sofern dies notwendig ist. 

Bodenschutz 

Das Grundstück im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Flurstücksnummer 
2222/112) ist nicht im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 Bayerisches Boden-
schutzgesetz (BayBodSchG) verzeichnet. 

Auch darüber hinaus liegen uns keine Informationen vor, dass sich auf den besagten 
Grundstücken eine Altlast oder eine schädliche Bodenveränderung befindet. 

Diese Auskunft erhebt nicht den Anspruch auf eine vollständige und abschließende 
Überprüfung eines Altlastenverdachts. Außerdem geben die Informationen im Altlasten-
kataster nach Art. 3 BayBodSchG nur den momentan erfaßten Datenbestand wieder, der 
nicht den aktuellen Verhältnissen auf dem Grundstück entsprechen muss. Gegebenen-
falls muss ein Verantwortlicher nach Bodenschutzrecht (insbesondere Eigentümer) eine 
entsprechende Überprüfung (Recherche bzw. Untersuchung) selbst veranlassen. 

Sollten sich dabei, entgegen unseren bisherigen Erkenntnissen, konkrete Anhaltspunkte 
für das Vorliegen von Altlasten oder schädlichen Bodenveränderungen ergeben, dann ist 
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der Verantwortliche nach Art. 1 BayBodSchG verpflichtet, die Untere Bodenschutzbe-
hörde im Landratsamt Miltenberg unverzüglich über diesen Sachverhalt zu informieren 
und ihr die diesbezüglichen Unterlagen vorzulegen. 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die geplante Änderung des Bebau-
ungsplans „Wörth-West" somit keine Bedenken. 

Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 

Das Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg nimmt zu dem o.g. Vorhaben aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht im Folgenden Stellung:  

1. Vorhaben  

Die Stadt Wörth am Main beabsichtigt den Bebauungsplan „Wörth-West“ zu ändern. Es 
ist der Bau eines Wohnparks mit ca. 16 Wohneinheiten vorgesehen. Mit der vorliegen-
den Planung besteht grundsätzlich Einverständnis.  

2. Wasserwirtschaftliche Belange  

2.1. Oberflächengewässer  

Im unmittelbaren Anschluss an den Bebauungsplan verläuft der Galgenraingraben, ein 
Gewässer III. Ordnung, für das kein Überschwemmungsgebiet festgesetzt wurde. Der 
Galgenraingraben ist in Höhe des o.g. Bebauungsplans verrohrt. Die Verrohrung verläuft 
nach dem mit der E-Mail der Stadt Wörth am Main vom 23.01.2019 nachgereichten La-
geplan in der südöstlich angrenzenden „Bergstraße“. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
muss eine Beschädigung der Verrohrung unbedingt ausgeschlossen werden. Sollte im 
Rahmen der Bauarbeiten festgestellt werden, dass der Galgenraingraben im Bereich der 
Bauflächen verläuft und sollte aufgrund dessen eine Verlegung der Gewässerverrohrung 
vorgenommen werden, ist hierfür zuerst eine wasserrechtliche Genehmigung am Land-
ratsamt Miltenberg zu beantragen. Hierauf ist auch bei den Straßenbauarbeiten zu ach-
ten. Ansonsten ist im Rahmen der Bauarbeiten ein Mindestabstand von 1m zur Gewäs-
serverrohrung unbedingt einzuhalten.  

Beschluß: 
Die Lage der Verrohrung des Galgenraingrabens soll in den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans aufgenommen werden. Es ist zur Kenntnis zu nehmen, dass für eine evtl. 
notwendige Verlegung der o.g. Verrohrung eine Genehmigung am LRA zu beantragen 
ist und ein Mindestabstand von 1m einzuhalten ist. 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass bei starken Niederschlägen die vorhandene 
Gewässerverrohrung die anfallenden Wassermengen voraussichtlich nicht vollständig 
abführen kann. Daher muss auch im Bereich des Bebauungsplans mit einem oberflächi-
gen Abfluss gerechnet werden. Eine Berechnung des Überschwemmungsgebiets des 
Galgenraingrabens wurde bisher nicht durchgeführt. Um den Umgriff des Überschwem-
mungsgebiets bei einem HQ100 (Hochwasser mit einer statistischen Wiederkehr von 100 
Jahren) und die entsprechenden Überflutungshöhen zu erhalten, müsste eine solche 
Berechnung durchgeführt werden.  

Beschluß:  
Der Hochwasserschutz ist vom Grundstückseigentümer eigenverantwortlich durch ent-
sprechende bauliche Maßnahmen am Gebäude sicherzustellen. 

2.2. Niederschlagswasserbeseitigung  

In den Festsetzungen des Bebauungsplans werden keine Angaben zur Niederschlags-
wasserbeseitigung gemacht. Dies ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht jedoch nicht aus-
reichend. Grundsätzlich ist anfallendes Niederschlagswasser getrennt von häuslichem 
Abwasser zu beseitigen. Dabei wird einer Versickerung über den bewachsenen Oberbo-
den in das Grundwasser einer Einleitung in ein Oberflächengewässer Vorzug gegeben. 
Bei einer Versickerung sind die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverord-
nung (NWFreiV) und der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-
tem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten. Sollte die 
NWFreiV nicht greifen, wäre eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Milten-
berg zu beantragen. Bei einer Einleitung des Niederschlagswassers in ein Oberflächen-
gewässer sind die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 
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Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) zu berücksichtigen, ggf. ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis am Landratsamt Miltenberg zu beantragen. Die Formu-
lierungen sind entsprechend in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen 

Beschluß:  
Die Formulierung: „Regenwasser ist nach Möglichkeit auf dem Grundstück zu versik-
kern……“ ist in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

2.3. Abwasserentsorgung  

Die Leistungsfähigkeit des weiterführenden Kanalnetzes und eine ausreichende Misch-
was-serbehandlung sind sicherzustellen. Es ist darauf zu achten, dass Fremdwasser 
(Quell-, Drän- und Schichtwasser sowie Niederschlagswasser aus Außeneinzugsgebie-
ten) nicht der Kanalisation und somit der Kläranlage zufließt. Grundsätzlich ist die Flä-
chenversieglung auf ein Minimum zu beschränken.  

Beschluß:  
Fremdwasser aus Außeneinzugsgebieten im Bereich der Bebauungsplanänderung der-
zeit nicht vorhanden. 

2.4. Wasserversorgung und Grundwasserschutz  

Von dem geplanten Vorhaben ist kein Trinkwasserschutzgebiet für eine Wassergewin-
nungsanlage für die öffentliche Trinkwasserversorgung betroffen.  

Bei dem beabsichtigten Bauvorhaben sind die Bodeneingriffe auf das erforderliche Mi-
nimum zu beschränken. Verschmutzungen des Grundwassers aufgrund der Bauarbeiten 
sind durch entsprechende Schutzmaßnahmen zu verhindern.  

Durch die geplanten Versiegelungen ist mit einer lokalen Verschlechterung der Grund-
wasserneubildung und somit mit negativen Auswirkungen für den Wasserhaushalt zu 
rechnen. Die Flächenversiegelungen sind daher so gering wie möglich zu halten.  

Wir gehen davon aus, dass die Trinkwasserversorgung durch den Anschluss an das 
bestehende Ortsnetz sichergestellt werden soll. Dabei ist auf eine mengen- und druck-
mäßig ausreichende Wasserversorgung zu achten. Inwieweit die bestehenden Anlagen 
ausreichend bemessen sind die Trink-, Brauch- und Löschwasserversorgung sicherzu-
stellen, ist vorab zu überprüfen.  

Bei dem geplanten Vorhaben sind die Vorgaben des Allgemeinen Grundwasserschutzes 
(Anforderungen nach Wasserhaushaltsgesetz und Bayerischem Wassergesetz) zu be-
achten. 

Beschluß:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Aschaffenburg 

Zu o.g. Planung nimmt das ADBV wie folgt Stellung:  

Das basierende Kartenmaterial entspricht dem aktuellen Stand des Liegenschaftskata-
ster vom Januar 2019. 

Wir weisen darauf hin, dass das Flurstück 2222/112 Gemarkung Wörth am Main nur 
teilweise einbezogen ist. Für eine genaue Flächenbestimmung wäre eine Vermessung 
und Abmarkung dieses Flurstücks erforderlich. 

Beschluß:  
Eine genaue Flächenbestimmung ist derzeit nicht notwendig. 

Wir weisen darauf hin, dass die Ausgleichsfläche auf der Flurnummer 9126 Gemarkung 
Wörth am Main in der Örtlichkeit nicht erkennbar ist. Um die ca. 490 m² genau bestim-
men zu lassen wäre eine Vermessung und Abmarkung dieses Flurstücks erforderlich. 

Beschluß:  
Eine Vermessung oder Abmarkung ist nicht erforderlich. Die Ausgleichsfläche von 600 
m² ist in der Örtlichkeit genügend genau zu bestimmen.  

Wir weisen darauf hin, auf dem Bebauungsplan ist bei der Ausgleichsfläche eine Fläche 
von 490 m² ausgewiesen. Etwas weiter hinten im Textteil (Naturschutzrechtliche Fest-
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setzungen) hat diese Fläche nur noch 450 m². 

Beschluß:  
Der Text unter den „Naturschutzrechtlichen Festsetzungen“ ist entsprechend auf 600 m² 
zu ändern, da zwischenzeitlich die gesamte Fläche ausgeglichen wird. 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Trä-
ger öffentlicher Belange, wie folgt Stellung:  

Bodendenkmalpflegerische Belange:  

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Melde-
pflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmal-
schutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.  

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige ver-
pflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unter-
nehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem 
Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige 
an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbe-
hörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 
8 BayDSchG zu melden und eine Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde 
und dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege vorzunehmen. Ein Mitarbeiter des 
Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege führt anschließend die Denkmalfeststel-
lung durch. Die so identifizierten Bodendenkmäler sind fachlich qualifiziert aufzunehmen, 
zu dokumentieren und auszugraben. Der so entstandene denkmalpflegerische Mehrauf-
wand wird durch die Beauftragung einer fachlich qualifizierten Grabungsfirma durch das 
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege übernommen.  

Beschluß:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 

Industrie- und Handelskammer, Aschaffenburg 

Zur vorgelegten Planung nimmt die Industrie- und Handelskammer, als Träger öffentli-
cher Belange, wie folgt Stellung:  

Wir haben als IHK Aschaffenburg mit unserem Mitgliedsunternehmen, der Firma Die-
phaus GmbH, Kontakt aufgenommen. Das Unternehmen hat uns eine ausführliche Stel-
lungnahme zukommen lassen, aus der klar hervorgeht, dass das Unternehmen befürch-
tet, durch die geplante Wohnbebauung in seinen Entwicklungsmöglichkeiten und gege-
benenfalls auch in seinem Bestand gefährdet zu sein. Das Schreiben des Unternehmens 
haben wir Ihnen nochmals beigefügt. 

Der Einschätzung der Diephaus GmbH schließen wir uns als IHK vollumfänglich an und 
können daher den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes nicht unterstützen. 

Wir regen an, die Planungen vorerst auszusetzen und zuerst das Gespräch mit den Be-
teiligten zu suchen. Gerne nehmen wir auch als IHK Aschaffenburg an einem solchen 
Termin teil. 

Der Stadtrat faßte mit 10:5 Stimmen folgenden Beschluß: 

Die Einwendungen der Firmen Diephaus und TD sind durchaus ernster Natur und nicht 
ohne weiteres aus dem Weg zu räumen. Dennoch wird an der Planung festgehalten. 
Dafür spricht insbesondere der nach wie vor hohe Bedarf an Wohnungen im Stadtbe-
reich, der auch eine maßvolle Nachverdichtung im Planungsgebiet rechtfertigt. Zudem 
mußte die Fa. Diephaus schon bislang damit rechnen, daß eine - nach geltendem Be-
bauungsplan ebenfalls zulässige - Bebauung entlang der Münchner Straße entstehen 
würde. Das durch die Änderung zusätzlich entstehende Geschoß beeinträchtigt die In-
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teressen der Fa. nur in einem vergleichsweise geringen Umfang. Nach der klaren Aus-
sage des Landratsamtes zur zulässigen Nutzung der im gesamten Mischgebiet noch 
vorhandenen Baulücken nur noch für gewerbliche Vorhaben mit geringerem Schutzan-
spruch ist ein weiteres Heranrücken der Wohnbebauung an den Industriebetrieb zuver-
lässig ausgeschlossen. Aus Sicht des Stadtrates wäre es für den beiderseitigen Interes-
senausgleich sinnvoll, auch für das Restgrundstück eine verträgliche gewerblich gepräg-
te Nutzung/Bebauung herbeizuführen, die etwaige Befürchtungen der Fa. Diephaus aus-
räumen könnte. Dies kann allerdings von der Stadt nur vorgeschlagen, nicht jedoch her-
beigeführt oder gar erzwungen werden. 

Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld 

Das Bayernwerk nimmt wie folgt Stellung: 

Die Netze der Gasversorgung Unterfranken GmbH (Gasuf) sind an die Energienetze 
Bayern GmbH verpachtet. Die Betriebsführung liegt bei der Bayernwerk Netz GmbH. 
Zum 03.Juli 2017 haben wir uns organisatorisch neu aufgestellt und den Strom- und 
Gasnetzbetrieb von der Bayernwerk AG auf die Bayernwerk Netz GmbH übertragen. 

In der „Münchner Straße“ verlaufen Gasversorgungsleitungen unseres Unternehmens 
mit einem Schutzzonenbereich von 1,0 m beiderseits der Leitungsachse. 

Wir haben diesem Schreiben eine Plankopie beigelegt, aus denen Sie die Lage der 
Gasversorgungsleitungen entnehmen können. Für den richtigen Verlauf der Leitungs-
achse übernehmen wir jedoch keine Gewähr, da eine Einmessung vor Ort nicht durchge-
führt wurde. Maßgeblich ist der tatsächliche Verlauf im Gelände. 

Weiterhin möchten wir darauf hinweisen, dass die gemäß technischem Regelwerk vor-
geschriebenen Sicherheitsabstände einzuhalten sind. 

Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass es bei Bauarbeiten zu Näherungen und Kreu-
zungen von den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann. 

Da jede Berührung bzw. Beschädigung dieser Leitung mit Lebensgefahr verbunden ist, 
verweisen wir ausdrücklich auf unser beiliegendes Merkblatt zum Schutz unterirdischer 
Versorgungsleitungen mit den darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen. 

Beschluß:  
Die Leitungen verlaufen außerhalb des zu überplanenden Grundstücks. Sicherheitsab-
stände sind bei den Bauarbeiten zu beachten. 

Weiterhin bitten wir Sie, sich zwei Wochen vor Baubeginn mit den Technischen Kun-
denmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld, zwecks Unterweisung bzw. Bege-
hung in Verbindung zu setzen. Bei Sach-, Personen- und Vermögensschäden, die auch 
gegenüber Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen Sicherheitsbedingungen entste-
hen, übernimmt die Bayernwerk Netz GmbH keine Haftung.  

Gegen die Änderung des Bebauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Einwen-
dungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen 
nicht beeinträchtigt werden. 

Beschluß:   
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Aschaffenburg 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.  

Gegen die Bebauungsplanänderung "Wörth-West" bestehen unsererseits keine Einwän-
de.  

Im und am Rande des Geltungsbereiches befinden sich Telekommunikationslinien unse-
res Unternehmens. Diese sind aus den beigefügten Bestandsplan ersichtlich.  

Die Versorgung der geplanten 16 Wohneinheiten mit Telekominfrastruktur unterliegt ei-
ner wirtschaftlichen Prüfung. Bitte informieren Sie uns rechtzeitig über den geplanten 
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Beginn der Bauarbeiten. 

Beschluß:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

6.2 Beschlußfassung zur erneuten Auslegung 

Der Stadtrat beschloß, den geänderten Planentwurf nochmals öffentlich auszulegen. 

7. Neubau des Kreisverkehrs an der St3259 - Abschluß einer Kreuzungsvereinbarung 
mit dem Freistaat Bayern 

Für den an der St 3259 Süd geplanten Neubau des Kreisverkehrs ist der Abschluß einer 
Kreuzungsvereinbarung mit dem Freistaat Bayern erforderlich, die insbesondere die 
wechselseitigen Zuständigkeiten und auch die Kostenteilung der Maßnahme regelt.  

Im Ergebnis trägt der Dreistaat 56,07% der Kosten für den im Lageplan dargestellten 
Baubereich und die Stadt 43,93%. Für den städtischen Anteil soll wiederum ein Zuwen-
dungsantrag gestellt werden. Allerdings bleibt die Stadt Kostenträger für eine evtl. erfor-
derliche Verlegung von Versorgungsleitungen. Derzeit wird mit dem Netzbetreiber ge-
klärt, ob eine Verlegung der die Baustelle kreuzenden Ferngasleitung erforderlich ist. 
Zudem werden von den Kosten für den Anschluß der Hattsteinstraße zunächst die dafür 
anfallenden Erschließungsbeiträge abgesetzt, sodaß für diese Teilmaßnahme nur gerin-
ge Anteile der Kostenteilung unterliegen.  

Der Stadtrat beschloß, der Kreuzungsvereinbarung zuzustimmen. 

Auf Anfrage von Stadtrat Laumeister teilte Bgm. Fath mit, daß der bisherige Planungs-
vorlauf notwendige Grundlage für die nunmehr vorliegende Kreuzungsvereinbarung war. 
Es ist vorgesehen, den Zuwendungsantrag bis Mai an die Regierung von Unterfranken 
zu richten, um einen Baubeginn im Herbst 2019 sicherzustellen.  

8. Stadtfest der Vereine - Billigung der Abrechnung für das Mainländefest 2018 und 
Beschlußfassung über die künftige Förderung 

Das Stadtfest der Vereine (gemeinsames Fest aller Vereine) wurde erstmals in 2001 als 
Altstadtfest veranstaltet. Der Stadtrat stellte mit Beschluss vom 31.01.2001 zur Finanzie-
rung von Werbekosten (Öffentlichkeitsarbeit) einen zweckgebundenen Zuschuss i.H.v. 
10.000 DM/a zur Verfügung. Intention des Stadtrats war es dabei, das Fest der Vereine 
anzustoßen, d.h. im Wesentlichen eigeninitiiert und eigenfinanziert zu gestalten, weshalb 
sich der Stadtrat ganz bewusst darauf beschränkt hatte, lediglich im Bereich der Werbe-
kosten einen Zuschuss bis max. 10.000 DM, später 5.000 €/a zu gewähren. Mit Be-
schluss vom 18.12.2002 hatte der Stadtrat seinen Beschluss vom 31.01.2001 insoweit 
ergänzt, als nicht verbrauchte Zuschussmittel zurückzuzahlen sind. Mit Beschluss vom 
23.02.2005 hatte der Stadtrat die Zweckbindung auch auf allgemeine Maßnahmen zur 
Steigerung der Attraktivität des Festes ausgedehnt.  

In 2016 ist das Stadtfest der Vereine in den Feierlichkeiten für das 725-jährige Stadtjubi-
läum aufgegangen. 2017 gab es kein Stadtfest der Vereine und 2018 wurde das Stadt-
fest der Vereine von der Altstadt auf die Mainlände verlagert und als „Mainländefest“ 
bezeichnet.  

Die Stadt hat für das Stadtfest der Vereine bislang folgende Zuschüsse gewährt: 
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Hh-Jahr Hh-Stelle Erläuterungen

* 2001 0.3630.6321 5.113 € 10.000 DEM

+ 2002 0.3630.6321 4.433 € 8.670 DEM

+ 2003 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2004 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2005 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2006 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2007 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2008 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2009 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2010 0.3401.6321 8.000 € 15.647 DEM 10.Altstadtfest

+ 2011 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2012 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2013 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2014 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

+ 2015 0.3401.6321 5.000 € 9.779 DEM

= Summe 2001-2015 77.546 € 151.667 DEM

+ 2016 0.3401.7090 0 € 0 DEM Stadtjubiläum

+ 2017 0.3401.7090 0 € 0 DEM Pause

= Summe 2001-2017 77.546 € 151.667 DEM

+ 2018 0.3401.7031 2.000 € 3.912 DEM Abschlagszahlung

+ 2018 0.3401.7031 ? ? Schlusszahlung

= Summe 2001-2018 79.546 € 155.578 DEM

Zuschuss

 

Die Zuschüsse der Stadt summieren sich für die ersten 15 Jahre (2001 – 2015) auf im-
merhin 77.546 € oder 5.170 €/a. Für das 10. Altstadtfest in 2010 wurde ein zusätzlicher 
Zuschuss von 3.000 € gewährt. 

Daneben wird der Bauhof und Stadtwald u.a. für den Auf- und Abbau eingesetzt, ohne 
dass diese Kosten dem AK Mainländefest belastet werden. Seit 2010 sind dafür folgen-
de Kosten angefallen: 

h/a €/h Kosten/a h/a €/h Kosten/a

* 2010 111,50 40,30 € 4.493 € 0,00 0,00 € 0 € 4.493 €

+ 2011 88,00 39,03 € 3.435 € 14,00 63,87 € 894 € 4.329 €

+ 2012 145,50 42,71 € 6.214 € 19,00 65,79 € 1.250 € 7.464 €

+ 2013 94,00 52,95 € 4.977 € 15,50 65,98 € 1.023 € 6.000 €

+ 2014 107,00 56,31 € 6.025 € 4,00 64,81 € 259 € 6.284 €

+ 2015 91,00 50,02 € 4.552 € 7,00 65,11 € 456 € 5.008 €

= Summe 2010-2015 637,00 29.697 € 59,50 3.882 € 33.579 €

+ 2016 0,00 0,00 € 0 € 0,00 0,00 € 0 € 0 €

+ 2017 0,00 0,00 € 0 € 0,00 0,00 € 0 € 0 €

+ 2018 229,00 56,17 € 12.863 € 5,00 91,53 € 458 € 13.321 €

= Summe 2010-2018 866,00 42.560 € 64,50 4.340 € 46.899 €

Summe
Kosten/a

Bauhof
Hh-Jahr

Stadtwald

 

Es fällt auf, dass für das Mainländefest 2018 vergleichsweise sehr hohe Kosten für den 
Einsatz des Bauhofs und des Stadtwalds entstanden sind. Das mag daran gelegen ha-
ben, dass verschiedene Infrastruktureinrichtungen wie Bühnen, Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung für das Fest auf der Mainlände erstmals erstellt werden mussten. 

Auf Wunsch des AK Mainländefest leistete die Stadt am 08.06.2018 eine 1.AZ auf den 
Zuschuss für das Mainländefest i.H.v. 2.000 €. Der Auszahlung ging die Besprechung 
vom 06.06.2018 zwischen dem AK Mainländefest und der Stadt voraus. Das Ergebnis 
wurde wie folgt festgehalten und ausgetauscht: 
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1. „Der SR-Beschluss (5.000 €/a Zuschuss für Werbezwecke gegen Nachweis) 
bleibt bestehen, dh. der Arbeitskreis MLF Wörth a. Main bleibt für alle Sachko-
sten zuständig und eigenverantwortlich. Daneben unterstützt die Stadt das Main-
uferfest mit gewissen Bauhofleistungen (Bühnenauf-/abbau, Wasserversorgung, 
Abwasseranschluss usw.), die stadtintern dem UA 3401 „Stadtfest der Vereine“ 
zugeordnet werden. 

2. Für das diesjährige Mainuferfest hat der Bauhof der Stadt die vorgenannten Lei-
stungen bereits erbracht und auch die dafür notwendigen Materialen bestellt. 
Diese Sachkosten werden zunächst auf dem Vorschusskonto der Stadt Nr. 
5.6630.4001.0 „Mainuferfest der Vereine“ zwischengebucht und mit dem Zu-
schuss für Werbezwecke verrechnet.  

3. Der Arbeitskreis MLF Wörth a. Main erhält zunächst eine 1. AZ i.H.v. 2.000 € auf 
den zustehenden Gesamtzuschuss von 5.000 €, der zu SOLL gestellt wird. So-
bald die von der Stadt finanzierten Sachkosten endgültig feststehen, werden die-
se zusammengestellt und dem Arbeitskreis MLF Wörth a. Main in Rechnung ge-
stellt und mit dem zur Auszahlung offenen Restzuschuss aufgerechnet; die Diffe-
renz ist auszugleichen.  

4. Der Werbekostenzuschuss ist vom Arbeitskreis MLF Wörth a. Main gegen Vorla-
ge der Rechnungen wie bisher mit der Stadt abzurechnen und auszugleichen.  

5. Für künftige Mainuferfeste kann ggf. wieder nach Nr. 2 u. 3 verfahren werden, 
was aber vermieden werden sollte, um den Verwaltungsaufwand auf Seiten der 
Stadt möglichst gering zu halten. 

6. Bereits bezahlte bzw. vorliegende Rechnungen werden wie folgt zugeordnet: 
a. R.Shwmedia 04.03.2017 über 45,00 €, Hh-Stelle 0.3401.6321/2017 (Än-

derung Homepage Stadt) 
Umbuchung auf Hh-Stelle 0.0242.6360/2017 Dienstleistungskosten 
Homepage Stadt  

b. R.Bauer Baustoffe GmbH 16.05.2018 über 24,51 €, HhStelle 
0.3401.6321/2018 (Kabelbinder) 
Umbuchung auf VS-Stelle 5.6630.4001.0/2018 

c. R.Dreher 01.06.2018 über 264,18 € (Wasseranschlusskosten noch nicht 
gebucht) 
Buchung auf Hh-Stelle 0.8151.5159 öffentliche Wasserversorgung 

d. R.Berninger Holzhandel 28.05.2018 über 1.924,50 € (Material Bühne 
noch nicht gebucht) 
Buchung auf VS-Stelle 5.6630.4001.0/2018“ 

Am 26.02.2019 legte die Sprecherin des AK Mainländefest die Abrechnung vom 
22.02.2019 zu Nr. 4 der vorstehenden Vereinbarung vor. Die Abrechnung wurde von der 
Stadtkämmerei am 08.03.2019 mit folgendem Ergebnis geprüft und gegenüber dem AK 
Mainländefest festgestellt: 

Pos. Art Betrag zf. nzf.

1 Werbekosten 1.884,96 € 1.884,96 € 0,00 €

2 Gagen (Musik usw.) 3.158,95 € 0,00 € 3.158,95 €

3 Sicherheits- u. Rettungsdienste 834,33 € 0,00 € 834,33 €

4 Versicherungen 267,75 € 0,00 € 267,75 €

5 Vergütungen (Reinigung) 250,00 € 0,00 € 250,00 €

6 sonstige Sachkosten 152,01 € 0,00 € 152,01 €

= Summe 6.548,00 € 1.884,96 € 4.663,04 €

-/- ausgezahlter Zuschuss 2.000,00 €

= Rückforderung (-) -115,04 €

Abrechnung Zuschuss

 

Gleichzeitig wurde die Vorschußstelle 5.6630.4001 abgerechnet und gegenüber dem AK 
Mainländefest wie folgt festgestellt: 
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Pos. Art Betrag
Infrastruk-

turkosten
Fest-

kosten
erstattungs-

pflichtig

1 Fa. Berninger, R.28.05.2018 1.886,01 € 1.886,01 € 0,00 € 1.886,01 €

2 Bauer Baustoffe, R.16.05.2018 24,61 € 24,61 € 0,00 € 24,61 €

3 Mainmetall, R.31.05.2018 23,00 € 23,00 € 0,00 € 23,00 €

4 Stadt Miltenberg, R.22.06.2018 609,28 € 0,00 € 609,28 € 609,28 €

5 Bauer Baustoffe, R.22.06.2018 1.777,05 € 1.777,05 € 0,00 € 1.777,05 €

6 EZV, diverse R.Strombezug 255,16 € 0,00 € 255,16 € 255,16 €

7 EZV, R.09.10.2018 (Auf-/Abbau) 2.761,69 € 0,00 € 2.761,69 € 2.761,69 €

8 LRA,R.31.01.2019 282,00 € 0,00 € 282,00 € 282,00 €

= Kosten brutto 7.618,80 € 3.710,67 € 3.908,13 € 7.618,80 €

-/- Spende EZV 12.10.2018 2.761,69 € 0,00 € 2.761,69 € 2.761,69 €

= Kosten netto 4.857,11 € 3.710,67 € 1.146,44 € 4.857,11 €

Abrechnung VS-Stelle 5.6630.4001

 

Am 04.04.2019 fand eine weitere Besprechung zwischen dem AK Mainländefest und der 
Stadt statt. Die AK-Sprecherin legte dabei die Abrechnung des Zuschusses für 2015 vor, 
aus der sich ergab, dass die Stadt – mutmaßlich zumindest in diesem Jahr – neben den 
Werbekosten auch die Gagen für die Musik als zf. anerkannt und gefördert hatte. Außer-
dem wurde festgestellt, dass die sog. Infrastruktureinrichtungen, im Wesentlichen die 
Bühnen und die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, im Bauhof der Stadt ein-
gelagert sind und auch für städtische Veranstaltungen, wie z.B. die Kerb zur Verfügung 
stehen, weshalb ein angemessener Teil dieser Kosten von der Stadt mitzufinanzieren 
wäre. Um hier klare Verhältnisse bzw. Zuständigkeiten herbeizuführen, wurde vereinbart, 
dass die einmalig entstandenen Infrastrukturkosten von der Stadt getragen werden sol-
len. Was die Abrechnung des Zuschusses anbelangt, wurde ferner vereinbart, dass au-
ßerhalb der Beschlusslage des Stadtrats für den Zuschuss zum Mainländefest 2018 die 
Gagen für Musik als zf. anerkannt werden sollen. Künftig werden die Beschlüsse des 
Stadtrates vom 31.01.2001, 18.12.2002 und 23.02.2005 strikt beachtet, d.h. der Zu-
schuss i.H.v. max. 5.000 €/a ist zweckgebundenen, d.h. ausschließlich für Werbekosten 
und Kosten für besondere Attraktionen (z.B. Bungee Springen, Fischerstechen, Laser-
show usw.) zu verwenden. Etwaige Überzahlungen sind zu erstatten und werden nicht 
vorgetragen. Die getroffenen Absprachen wurden unter den Vorbehalt der Zustimmung 
durch den Stadtrat gestellt. 

Die Verwaltung schlägt vor, die am 04.04.2019 getroffenen Absprachen zu billigen. Dies 
vorausgesetzt, ergibt sich für das Mainländefest 2018 folgende Schlussabrechnung: 

Pos. Art Betrag zf. nzf.

1 Werbekosten 1.884,96 € 1.884,96 € 0,00 €

2 Gagen (Musik usw.) 3.158,95 € 3.158,95 € 0,00 €

3 Sicherheits- u. Rettungsdienste 834,33 € 0,00 € 834,33 €

4 Versicherungen 267,75 € 0,00 € 267,75 €

5 Vergütungen (Reinigung) 250,00 € 0,00 € 250,00 €

6 sonstige Sachkosten 152,01 € 0,00 € 152,01 €

= Summe 6.548,00 € 5.043,91 € 1.504,09 €

max. zf. 5.000,00 €

-/- 1.AZ auf Zuschuss 2.000,00 €

= Schlusszahlung Zuschuss 3.000,00 €

Schlussabrechnung Zuschuss

 

 



- 21 - 

Pos. Art Betrag
Infrastruk-

turkosten
Fest-

kosten
erstattungs-

pflichtig

1 Fa. Berninger, R.28.05.2018 1.886,01 € 1.886,01 € 0,00 € 0,00 €

2 Bauer Baustoffe, R.16.05.2018 24,61 € 24,61 € 0,00 € 0,00 €

3 Mainmetall, R.31.05.2018 23,00 € 23,00 € 0,00 € 0,00 €

4 Stadt Miltenberg, R.22.06.2018 609,28 € 0,00 € 609,28 € 609,28 €

5 Bauer Baustoffe, R.22.06.2018 1.777,05 € 1.777,05 € 0,00 € 0,00 €

6 EZV, diverse R.Strombezug 255,16 € 0,00 € 255,16 € 255,16 €

7 EZV, R.09.10.2018 (Auf-/Abbau) 2.761,69 € 0,00 € 2.761,69 € 2.761,69 €

8 LRA,R.31.01.2019 282,00 € 0,00 € 282,00 € 282,00 €

= Kosten brutto 7.618,80 € 3.710,67 € 3.908,13 € 3.908,13 €

-/- Spende EZV 12.10.2018 2.761,69 € 0,00 € 2.761,69 € 2.761,69 €

= Kosten netto 4.857,11 € 3.710,67 € 1.146,44 € 1.146,44 €

Schlussabrechnung VS-Stelle 5.6630.4001

 
 

Danach würde der AK Mainländefest von der Stadt einen Restzuschuss i.H.v. 3.000,00 € 
erhalten, der mit der Kostenerstattung für die vorgestreckten Festkosten i.H.v. 1.146,44 
€ verrechnet wird. Die Stadt müsste daneben die auf der VS-Stelle 5.6630.4001 i.H.v. 
3.710,67 € verbleibenden Infrastrukturkosten zulasten der Hh-Stelle 1.3401.9350.90001 
außerplanmäßig ausgleichen. 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat billigt die zwischen dem AK Mainländefest und der Stadt getroffenen Ver-
einbarungen mit folgenden Inhalten: 

1. Der AK Mainländefest erhält für die Durchführung des Stadtfestes der Vereine 
weiterhin einen Zuschuss i.H.v. maximal 5.000 €/a. Der Zuschuss ist zweckge-
bunden für Werbekosten und für besondere Attraktionen zu verwenden. Die in-
soweit entstandenen Kosten sind nachzuweisen. Etwaige Zuschussüberzahlun-
gen sind auszugleichen. 

2. Die kostenlosen Leistungen des Bauhofs bleiben auf die Mithilfe beim Auf- und 
Abbau beschränkt. 

3. Für das Mainländefest 2018 werden ausnahmsweise neben den Werbekosten 
auch die Gagen für die Musik als zuschussfähig anerkannt. 

4. Die Stadt finanziert künftig keine Kosten des Mainländefestes mehr vor. Die not-
wendigen Kosten des Mainländefestes werden vom AK Mainländefest im eige-
nen Namen und auf eigene Rechnung direkt beauftragt und diesem in Rechnung 
gestellt.  

5. Die Stadt übernimmt die im Rahmen des Mainländefestes 2018 für die Bereitstel-
lung der notwendigen Infrastruktur i.H.v. 3.710,67 € entstandenen Kosten. Diese 
Kosten werden außerplanmäßig über die Hh-Stelle 1.3401.9350.90001 zulasten 
des Hh-Jahres 2018 bereitgestellt.  

Stadtrat Feyh regte an, seitens der Stadt nur über die Höhe des Zuschusses zu ent-
scheiden und die Verwendung dem Arbeitskreis zu überlassen. Eine Vorfinanzierung 
durch den Arbeitskreis sei kaum möglich, da dieser über kein eigenes Vermögen verfü-
ge. 

Stadtrat Oettinger beantragte, dem Arbeitskreis einen festen Zuschuß in Höhe von jähr-
lich 5.000 € zu gewähren, der nachträglich abzurechnen ist. Er verwies darauf, daß die 
Höhe des Zuschusses seit 2001 nicht angepaßt worden sei. 

Stadtrat Laumeister schlug vor, die Bauhofkosten ebenfalls zu limitieren. Dem hielt Bgm. 
Fath entgegen, daß eine Reduktion des Aufwands aufgrund der tatsächlichen Gegeben-
heiten und der Notwendigkeit, Infrastruktureinrichtungen speziell für dieses Ereignis zu 
installieren, kaum möglich ist. 

Der Stadtrat faßte folgenden Beschluß: 
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1. Der AK Mainländefest erhält für die Durchführung des Stadtfestes der Vereine 
weiterhin einen Zuschuss i.H.v. maximal 5.000 €/a. Die Verwendung der Mittel ist 
nachzuweisen. Etwaige Zuschussüberzahlungen sind auszugleichen. 

2. Die kostenlosen Leistungen des Bauhofs bleiben auf die Mithilfe beim Auf- und 
Abbau beschränkt. 

3. Für das Mainländefest 2018 werden neben den Werbekosten auch die Gagen für 
die Musik als zuschussfähig anerkannt. 

4. Die Stadt übernimmt die im Rahmen des Mainländefestes 2018 für die Bereitstel-
lung der notwendigen Infrastruktur i.H.v. 3.710,67 € entstandenen Kosten. Diese 
Kosten werden außerplanmäßig über die Hh-Stelle 1.3401.9350.90001 zulasten 
des Hh-Jahres 2018 bereitgestellt.  

9. Bestellung eines Seniorenbeaufragten 

Seit Einrichtung des Seniorenbeirats und Bestellung eines Seniorenbeauftragten hatte 
Herr Rudi Bauer dieses Amt inne. Aus persönlichen (gesundheitlichen) Gründen ist Herr 
Bauer nun von diesem Amt zurückgetreten, die Vielzahl seiner Ehrenämter wolle er re-
duzieren. Vorgeschlagen wurde als Nachfolger Herr Bernd Lenk, der sowohl im Senio-
renbeirat als auch bei den Schlackschisser-Oldies aktiv ist. Der Seniorenbeirat begrüßt 
dies und schlägt die Bestellung durch den Stadtrat vor. Herr Bernd Lenk erteilte hierfür 
seine Zustimmung und konnte sich bereits einen Überblick über das Amt verschaffen. 

Der Stadtrat beschloß, Herrn Bernd Lenk zum Seniorenbeauftragten zu ernennen. Stadt-
rat Lenk nahm an Beratung und Abstimmung gem. Art. 49 GO nicht teil. 

10. Ausbau der Zufahrt zum Campingplatz „Mainruh“ 

Nach der von der Westfrankenbahn veranlaßten Sperrung des befestigten Feldwegs am 
Bahnübergang Diephaus erfolgt die Zufahrt zum Campingplatz „Mainruh“ derzeit über 
eine geschotterte Wegfläche im Eigentum eines privaten Dritten, der hierfür (widerruflich) 
seine vorläufige Zustimmung erteilt hat.  

Parallel zu der im nichtöffentlichen Teil der Sitzung zu beratenden Grundstücksregulie-
rung soll diese Zufahrt befestigt werden, um den seitherigen Erschließungsstandard wei-
terhin erhalten zu können. Hierfür hat die Fa. Grümbel ein Angebot abgegeben, das mit 
26.783 € brutto abschließt. 

Abweichend von den üblichen Gepflogenheiten empfiehlt die Verwaltung, den Auftrag 
ohne Einholung eines Gegenangebotes direkt an die Fa. Grümbel zu vergeben. Zum 
einen ist die Durchführung der Arbeiten angesichts der beginnenden Campingsaison 
dringlich, zum anderen ist ein günstigeres Angebot angesichts der Marktsituation nicht 
zu erwarten. 

Der Bau- und Umweltausschuß empfiehlt mit 6:1 Stimmen, den Auftrag an die Fa. 
Grümbel zu vergeben.  

Der Stadtrat beschloß mit 14:1 Stimmen, dem zu folgen.  

11. Bekanntgaben 

Bgm. Fath gab folgendes bekannt: 

 Nach dem Verzicht auf Einrichtung einer verkehrsberuhigten Zone in der Torfeldstra-
ße wurden die Anwohner schriftlich informiert. Stadtrat Salvenmoser und Stadtrat 
Siebentritt kritisierten, daß die dort verwendete Formulierung einer Zurückstellung 
dem Beschluß des Stadtrates nicht entspreche. Auf Nachfrage von Stadtrat Laumei-
ster bestätigte Bgm. Fath, daß die Anwohner in einem weiteren Schreiben darüber in-
formiert werden sollen, daß das Parken auf den Seitenstreifen zulässig ist. Dies soll 
jedoch von der PI Obernburg vorab schriftlich bestätigt werden.  

 Aufgrund eines entsprechenden Hinweises im Rahmen der Besichtigung der Freiwilli-
gen Feuerwehr wird der Parkstreifen zwischen Rathaus und Kirche künftig nur noch 
von der Feuerwehr genutzt.  
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 Die Verwaltung wurde über die Vollsperrung der St 3259 Nord sehr kurzfristig be-
nachrichtigt und hat die Informationen so schnell wie möglich an Einwohner und Ge-
werbe weitergegeben. Die örtliche Umfahrung über die Triebstraße wurde für Fahr-
zeuge ab 3,5 t gesperrt. In der Triebstraße wurden begleitend Geschwindigkeitskon-
trollen durchgeführt.  

 Der Entwurf des Haushaltsplans 2019 soll dem Stadtrat in einer eigenen Sitzung am 
29.05. vorgestellt und sodann im Haupt- und Finanzausschuß weiter beraten werden. 
Eine Beschlußfassung wird für den 24.07. angestrebt.   
Stadtrat Salvenmoser wies auf die aus seiner Sicht unglückliche Verschiebung ver-
schiedener Sitzungstermine hin. Bgm. Fath begründete die mit der Notwendigkeit, et-
waige Änderungen noch ordnungsgemäß einarbeiten zu können.  

 

 

 

 

 

Wörth a. Main, den 02.05.2019 

 

 

A. Fath                       A. Englert  
Erster Bürgermeister                Protokollführer 


